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Anrede,

Ich danke Ihnen sehr, dass ich hier zu den Auslandseinsätzen der Bundeswehr vortragen darf.

Ich beginne bei der Ausrüstung der Streitkräfte. Die Ausrüstung der Bundeswehr stammt aus der Zeit des Kalten Krieges, aus einer Zeit, als die Armeen in Ost und West stehende Heere waren. Die Waffensysteme, Transportmittel und die weitere Ausrüstung waren auf diese Situation zugeschnitten.

Bestes Beispiel ist der Kampfpanzer Leopard II A 5. Dieser Panzer ist hervorragend dafür geeignet, in der norddeutschen Tiefebene einen vorrückenden potentiellen Gegner – denn die Bundeswehr hatte ja nie Feinde, sondern nur potentielle Gegner – abzuwehren. Der Leopard II ist nicht dafür geeignet, auf dem Balkan in einer Gebirgslandschaft Bürgerkriegsparteien von einander zu trennen. Er ist schon gar nicht so leicht dort hin zu transportieren, denn der Bundeswehr fehlt ein Transportflugzeug, das genügend Kapazität hat, um die 65 Tonnen eines Leopard II zu befördern.

Und damit sind wir schon beim nächsten Stichwort, den Transportmitteln. Das deutsche militärische Transportflugzeug, die Transall, ist sehr gut dafür geeignet, Soldaten und Material über relativ kurze Strecken zu bringen. Doch als die Bundeswehr humanitäre Hilfe in Ost-Timor leisten sollte, wie es der Wunsch des deutschen Außenministers war, geriet die Transall an ihre Grenzen. Sie musste sechs oder sieben Zwischenstopps einlegen, um nach Ost-Timor zu gelangen.

Die Anpassung der Ausrüstung an den neuen Auftrag ist eine der vordringlichsten Aufgaben der Streitkräfte. Der Generalinspekteur, General Wolfgang Schneiderhan, sagte kürzlich bei der Kommandeurstagung des Landesverbandes Süddeutschland, dass er die Aufgabe habe, die Planungslinie und die Haushaltslinie der Bundeswehr miteinander zu versöhnen. Vor diesem Hintergrund sind auch die jüngsten Entscheidungen von Minister Dr. Peter Struck zu sehen, der eine nochmalige Verringerung der Streitkräfte anordnete. Diese Entscheidungen folgen betriebswirtschaftlichen Notwendigkeiten, denn die Bundeswehr kostet im Moment zu viel Geld. Würde man die jetzige Struktur und den jetzigen Umfang beibehalten, gäbe es im Jahr 2009 ein Fehl von 4,9 Milliarden Euro im Verteidigungshaushalt, das die Bundeswehr an der Erfüllung ihres Auftrages hinderte.

Dieses Manko begleitet die Bundeswehr seit den ersten Auslandseinsätzen in Kambodscha und Somalia. In Kambodscha bestand der erste Einsatz der deutschen Streitkräfte überhaupt im Aufbau und Betrieb eines Lazaretts. Es folgte die Mission in Somalia, die für uns lehrreich war,  aber in politischer Hinsicht ein Desaster bedeutete. Vielleicht hat der eine oder andere von Ihnen den amerikanischen Film „Black Hawk Down“ gesehen, der das Szenario nachzeichnete, das zum Rückzug von UNOSOM führte.

Somalia war auch ansonsten kein Glücksgriff für die internationale Gemeinschaft. Die Abstimmung unter den Partnern funktionierte so schlecht, dass zum Beispiel der Auftrag des deutschen Kontingents darin bestand, eine italienische Brigade logistisch zu unterstützen. Nur dass diese italienische Brigade nie in Somalia ankam. Sie blieb einfach aus.

Für uns Deutsche kam die interne politische Zerstrittenheit dazu. Die Regierungsfraktion der FDP und die SPD-Opposition bezweifelten die Verfassungsmäßigkeit dieses Einsatzes. Erst mit dem „Out of Area“-Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 1994 herrschte in rechtlicher Hinsicht Sicherheit über die Zulässigkeit der Einsätze.

Die Einsätze auf dem Balkan, angefangen mit der Mission in Bosnien-Herzegowina, waren auch kein Lehrstück politischer Zusammenarbeit. Die Abstimmung der Staatengemeinschaft klappte schon besser, aber auch dort war und ist die Abwesenheit von Bürgerkrieg nur durch die ständige Anwesenheit von SFOR-Soldaten zu gewährleisten.

Um das gleich klarzustellen: Ich halte es sehr wohl für eine sinnvolle Aufgabe deutscher Soldatinnen und Soldaten, für die Abwesenheit von Krieg oder Bürgerkrieg in unserem sicherheitspolitischen Umfeld zu sorgen. Nur so konnte verhindert werden, dass Mörsergranaten weiterhin auf dem Marktplatz von Sarajevo einschlugen. Oder dass Scharfschützen, so genannte „Sniper“, auf alles schossen, was sich in den Straßen dieser Stadt bewegte. Doch müssen politische Strategien zu dieser Aufgabe hinzu kommen; Soldaten zu schicken, das reicht nicht aus.

Dazu möchte ich Ihnen ein Beispiel nennen: Als 1999 der Luftkrieg über dem Kosovo ausbrach, entstanden im benachbarten Mazedonien große Flüchtlingslager. In und um diese Lager trafen albanische Kosovaren auf die slawischen Mazedonier, und dieses Gemisch sorgte für viel Zündstoff zwischen diesen beiden Ethnien. Man konnte prognostizieren, dass die albanische Miliz UCK eines Tages mit Waffengewalt gegen die Mazedonier vorgehen würde, wenn die Streitpunkte zwischen den Volksgruppen nicht gelöst würden. 

Es gab keine erkennbaren Bemühungen der übrigen Europäer, sich dieser vorhersehbaren Gefahr rechtzeitig anzunehmen. Kein europäischer Außenminister suchte die mazedonische Regierung auf, um Zugeständnisse an die albanische Minderheit zu erreichen. Es wurde nicht vermittelt, gebeten oder Druck ausgeübt. Erst zwei Jahre später, als tatsächlich scharf geschossen wurde und die weitere Eskalation des Konflikts drohte, nahm sich die Staatengemeinschaft des Problems an. Sie erinnern sich sicherlich an das berühmte Waffeneinsammeln der Mission „Essential Harvest“. Auch die deutschen Soldaten waren beteiligt, zunächst  mit einem großen Kontingent, jetzt sind noch 50 Angehörige der Bundeswehr dort.

Die Bundeswehr hat ein generelles Problem mit den Einsätzen unter der Flagge der Vereinten Nationen. Sie verlässt keines der Länder, in denen sie einmal für die Abwesenheit von Krieg oder Bürgerkrieg gesorgt hat. Anders als unsere britischen Freunde, die zu Anfang einer Mission in das Einsatzgebiet gehen und schnell wieder weg sind, haben wir noch keines der Gebiete wieder verlassen. 

Ich beneide unsere britischen Freunde nicht um ihr Vorgehen, denn sie haben den gefährlichsten Job und beklagen immer wieder Tote. Doch die deutsche Methode hat dafür gesorgt, dass wir nun mit erheblichen Kontingenten auf dem Balkan – dort in Bosnien-Herzwgowina und im Kosovo -, am Horn von Afrika im Rahmen der Mission „Enduring Freedom“ und in Afghanistan sind. Die kleineren Missionen habe ich zunächst ausgelassen, doch auch sie verdienen Erwähnung: Das sind z. B. Mazedonien und die Mission UNOMIG in Georgien.

Die von mir zitierte Abwesenheit von Krieg ist ein lohnendes Ziel. Jedoch machen unsere Frauen und Männer die Erfahrung, dass der Krieg oder Bürgerkrieg sofort wieder entflammen würde, sobald die Soldaten unter der UNO-Flagge weg sind. Es gibt inzwischen Soldaten auf Zeit und Berufssoldaten, die zum fünften oder sechsten Mal dem SFOR-Einsatz angehören oder in den Kosovo gehen. Diese Kameraden sehen, dass sich an der grundlegenden Situation nichts ändert und dass auch der siebente Einsatz in Aussicht steht. Das ist nicht unbedingt motivationsfördernd.

Es gibt in Prizren eine serbisch-orthodoxe Kirche, die 24 Stunden am Tag von Soldaten des KFOR-Einsatzes bewacht wird. Würde man diese Bewachung auch nur einige Minuten abziehen, wäre ich sicher, dass diese Kirche dann nicht mehr stehen würde. Dieser Zustand hält von Beginn des Konfliktes im Kosovo an und wird noch weiter andauern.

Wir brauchen Konfliktlösungsmodelle, die zu Ende entwickelt sind und die eine Beendigung des Konflikts in absehbarer Zeit erkennen lassen. Ansonsten wird es der Bundeswehr passieren, dass sie vor dem Hintergrund der vom Generalinspekteur erwähnten Versöhnung von Auftrag und Mitteln Soldatinnen und Soldaten aus einem Krisengebiet abziehen muss, weil das Geld dafür fehlt.

Das gilt auch für die Erweiterung des ISAF-Einsatzes auf die Region Kunduz. Diese Region, über die wir hier sprechen, umfasst ein Gebiet von 88.000 Quadratkilometern und ist so groß wie Bayern und Hessen zusammen. Ich war letzte Woche in Kabul, um mir persönlich ein Bild von der Lage unserer Soldatinnen und Soldaten zu machen. Laut den Berichten vor Ort ist die Region Kunduz keineswegs ungefährlich und befriedet. 

Auch Kunduz wird von Warlords kontrolliert. Schon allein wegen der Größe des Gebietes ist es sehr unwahrscheinlich, dass eine Anzahl von 450 Soldaten sehr viel Stabilität bringen kann. Zunächst sind es ohnehin nur 250 Soldatinnen und Soldaten, die in diese Region entsandt werden.

Für Kunduz wird das gleiche gelten wie für alle Gebiete Afghanistans außerhalb der Hauptstadt Kabul: Jede Ware, die auf dem Landwege und ohne echte Bewachung in die Hauptstadt gebracht werden soll, unterliegt den Zöllen und Steuern der Warlords der Umgebung. Die Regierung Karsai wird bestenfalls zu einem geringen Prozentsatz an diesen Zöllen beteiligt. Diese Regierung hat es aber sehr nötig, auf eigenen finanziellen Füßen zu stehen, ansonsten wird sie nie eigene Strukturen mit eigenen loyalen Männern und Frauen aufbieten können. Deshalb ist es erforderlich, das Verhältnis zwischen Karsai und den regionalen kleinen Herrschern umzukehren. Die Warlords können einen kleinen Anteil an den Zöllen und Steuern haben, sofern ihre Region vom Warenverkehr betroffen ist. Dies muss aber durch die Regierung festgelegt und kontrolliert werden.

Um Afghanistan als Ganzes zu befrieden, reicht es nicht aus, Kabul und die unmittelbare Umgebung unter dem Einfluss der International Stabilization Force Afghanistan (ISAF) zu stellen. Das ist ein Land, in dem die Menschen seit über 20 Jahren in Krieg und Bürgerkrieg leben. Mit den unkontrollierbaren Rückzugswegen in das benachbarte Pakistan fällt es jedem, der einen Anschlag in Kabul oder im restlichen Afghanistan plant, leicht, den Anschlag durchzuführen und danach in die Weite des Landes zu entkommen. Zur Befriedung gehören eigene Sicherheitskräfte ebenso wie ein funktionierender Geld- und Warenverkehr, die nicht vom Goodwill eines Provinzfürsten abhängig sind. 

Manche Politiker bevorzugen die Idee von so genannten ISAF-Inseln, die in ihrer Stadt oder Ortschaft für Ruhe sorgen und so einen stabilisierenden Einfluss auf die weitere Umgebung ausüben. Nur leider ist der Einsatz der Bundeswehr in Kunduz weit davon entfernt, eine solche ISAF-Insel aufbauen zu können. Es handelt sich vielmehr um ein so genanntes Provincial Reconstruction Team, das lediglich den Auftrag hat, den zivilen Aufbau an einem räumlich sehr begrenzten Ort zu sichern. Aber hierfür ist es sehr fraglich, ob eine Gesamtzahl von 450 Soldaten ausreicht.

Ich persönlich werde dem Einsatz in Kunduz ein halbes Jahr geben, um mir ein Bild zu machen und die militärische und politische Lage erneut zu beurteilen. Ich werde die Region so schnell wie möglich für einige Tage besuchen, damit ich Eindrücke vor Ort sammeln kann. Sollten sich keine weiteren Bündnispartner beteiligen, darf man auch nicht davor zurück schrecken, diesen Einsatz abzubrechen.

Die Erfahrungen all dieser Einsätze zeigen, dass es nicht ausreicht, Soldaten mit blauen Helmen oder mit einem Abzeichen der Vereinten Nationen in ein Krisengebiet zu schicken. Selbst bei erheblicher militärischer Präsenz stellt der Terrorismus eine ständig präsente Gefahr da, die durch noch mehr Soldaten nicht unterbunden werden kann. Wir brauchen politische Modelle, die eine stabile Regierung stärken und dem Terrorismus den Boden entziehen.

Es wäre ein denkbar schlechter Grund, Einsatzländer verlassen zu müssen, nicht weil dort wieder Frieden herrscht, sondern weil der Bundeswehr die „Man- und Womanpower“ ausgeht.
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